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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1. Auf welcher Grundlage hat der Senat in den letzten 

fünf Jahren einzelne Unternehmen mit Landesbeteiligung 

sowie Körperschaften öffentlichen Rechts wie u.a. die 

Messe Berlin GmbH, die Gewobag Wohnungsbau-

Aktiengesellschaft Berlin oder die Charité aufgefordert, 

die Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichtes zu diskutie-

ren? 

a) Warum ist dies im Fall von der Berliner Wasserbe-

triebe, die Berliner Werkstätten für Menschen mit Behin-

derung, des IT-Dienstleistungszentrum Berlin oder der 

Flughafen Berlin Brandenburg GmbH nicht geschehen? 

 

Zu 1.: Wie bereits in den Antworten zu den Schriftli-

chen Anfragen 17/ 18 997 (Antwort 3) und 17/ 19 045 

(Antwort 4 + 5) dargestellt, entscheiden die Landesunter-

nehmen selbständig, ob sie eine nachhaltige Berichterstat-

tung vornehmen. 

 

Das Instrument der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

ist bei den bedeutenden Beteiligungsunternehmen bekannt 

und teilweise bereits etabliert. Die freiwillige Erstellung 

bzw. Nichterstellung durch die größeren Unternehmen 

dürfte unter Gesichtspunkten der Öffentlichkeitsarbeit 

sowie Kosten-/Nutzenabwägung erfolgen. 

 

Zu berücksichtigen ist, dass für die Landesunterneh-

men im Unterschied zu privaten Wirtschaftsunternehmen 

die Wahrnehmung sozialer Verantwortung Teil des jewei-

ligen Unternehmenszwecks und oftmals bereits in den 

Unternehmenssatzungen festgeschrieben ist. Im Rahmen 

der jährlichen Zielbilder des Landes Berlin für die Betei-

ligungsunternehmen, der Wirtschaftspläne der Beteili-

gungsunternehmen sowie bei der Prüfung von Einzelvor-

haben werden regelmäßig Aspekte der sozialen Verant-

wortung, einschließlich Umwelt- und Arbeitnehmerinnen- 

bzw. Arbeitnehmerbelange, herangezogen und berück-

sichtigt. Insoweit erscheinen zusätzliche ggf. kosteninten-

sive Berichterstattungen und Zertifizierungen (i.S.e. 

„Greenwashing“) nicht zwingend. In die Berichterstattung 

des Landes Berlin zu Nachhaltigkeits- und Diversity-

Themen sind die Landesunternehmen regelmäßig einbe-

zogen (z.B. Auszubildendenzahlen, Frauenquoten im 

Bericht über die Umsetzung des Berliner Landesgleich-

stellungsgesetzes, Ausbildungsbericht und Beteiligungs-

bericht). 

 

Ungeachtet dessen sind die bedeutenden Landesunter-

nehmen, die derzeit noch keine Nachhaltigkeitsberichter-

stattung vornehmen, aufgefordert worden, eine mögliche 

Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts im Aufsichtsrat 

zu diskutieren. Hingewiesen wurde dabei auf die Mög-

lichkeit zur Orientierung am Nachhaltigkeitskodex des 

Deutschen Rats für nachhaltige Entwicklung. 

 

Die Berliner Wasserbetriebe AöR (Anstalt des öffent-

lichen Rechts) erstellen bereits einen Nachhaltigkeitsbe-

richt (Bericht für 2-Jahreszeitraum, letzter Bericht 2014). 

 

Kleinere Beteiligungen wurden nicht einbezogen. 

Gleiches gilt für Minderheitsbeteiligungen, die aufgrund 

ihres Sitzes dem Corporate Governance Kodex des Lan-

des Brandenburg unterliegen, insbesondere die Flughafen 

Berlin Brandenburg GmbH. 

 

 

2. In der Antwort auf die Drucksache 17 / 19 045 

wurde festgehalten: Landesunternehmen kommt „eine 

besondere Verantwortung zu, nachhaltig zu wirtschaften“ 

(Antwort 4+5). Da diskursiv gelebte Vorreiterrollen spill-

over Effekte induzieren können, stellt sich die Frage, 

warum wurden nicht alle Unternehmen mit Landesbeteili-

gung und Körperschaften aufgefordert, ökologisch nach-

haltiges und faires Wirtschaften sichtbar zu machen? 

 

Zu 2.: Die Aufforderung zur Diskussion der Etablie-

rung einer Nachhaltigkeitsberichterstattung richtete sich 

insbesondere an große und bedeutende Beteiligungsunter-



Abgeordnetenhaus Berlin  – 17. Wahlperiode Drucksache 17 / 19 119    
 

 

2 

nehmen. Bei kleineren Beteiligungen ist abzuwägen. Eine 

Erweiterung der Öffentlichkeitsarbeit kann – relativ gese-

hen – eine überproportionale Kostensteigerung mit sich 

bringen, die den wirtschaftlich vertretbaren Rahmen ver-

lässt. 

 

 

3. Anerkennend, dass ein „Vergleich, welches Unter-

nehmen ökologisch nachhaltiger und sozial gerechter 

wirtschaftet, [...] auf Basis der vorliegenden Nachhaltig-

keitsberichte nicht möglich“ (ebd., Antwort 3) ist, hat sich 

der Senat in den letzten fünf Jahren damit beschäftigt, 

welche Berichtssysteme Nachhaltigkeitspraktiken trans-

parent und auf den ersten Blick vergleichbar machen? 

a) Falls ja, hat der Senat in diesem Zusammenhang 

die Vor- und Nachteile einer Gemeinwohl-Bilanz disku-

tiert wie dies zum Beispiel im Rathaus Stuttgart erörtert 

oder für baden-württembergische Landesunternehmen 

diskutiert wird? 

 

Zu 3.: Der Senat geht davon aus, dass sich alle Lan-

desunternehmen – gemäß ihrem am Gemeinwohl orien-

tierten und nicht nach landesrechtlich reguliertem Gesell-

schaftszweck - ökologisch nachhaltig und sozial gerecht 

ausrichten. Transparenz stellen die Zielbilder, der Beteili-

gungsbericht und – im Verhältnis zum Abgeordnetenhaus 

– die Kontrolle des Unterausschusses Beteiligungsma-

nagement des Hauptausschusses sicher. 

 

 

4. Welche Formen des Austausches und der externen 

Expertise wurde in den letzten fünf Jahren den Unterneh-

men mit Landesbeteiligung und Körperschaften öffentli-

chen Rechtes angeboten, um das Thema Nachhaltigkeits-

berichterstattung zu diskutieren und umzusetzen? 

a) Wie wurde dieses Angebot angenommen? 

 

Zu 4.: Die Geschäftsleitungen führen die operativen 

Geschäfte der Beteiligungsunternehmen in eigener Ver-

antwortung. Dazu gehört vielfach auch die Einholung ex-

terner Expertise. Eine Detailberatung durch den Senat 

findet i.d.R. nicht statt. 

 

 

5. Welche Förderung, Fördermittel und -programme 

gab es in den vergangenen fünf Jahren für Unternehmen 

mit Landesbeteiligung und Körperschaften öffentlichen 

Rechts zur Unterstützung dieser bei der Entscheidung für 

eine Berichtssystematik und der Erstellung von Nachhal-

tigkeitsberichten? 

a) In welcher Höhe haben welche Unternehmen mit 

Landesbeteiligung oder Körperschaften öffentlichen 

Rechts diese Fördermittel oder Programme in Anspruch 

genommen? Bitte gesondert nach Programm/Fördermittel, 

Jahr und Unternehmen auflisten. 

 

Zu 5.: Nach gegenwärtigem Kenntnisstand gab es kei-

ne Förderung oder Fördermittel für die Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung. 

 

 

Berlin, den 26. Oktober 2016 

 

 

In Vertretung 

 

Dr. Margaretha Sudhof 

Senatsverwaltung für Finanzen 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 31. Okt. 2016) 


